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Ö ~T e'R R Eie HIS eHE R ARBEITERKAMMERTAG 

i A-l041 Wien, Prinz'Eugen,Slra,Be 20-22 Postfach 534 

An das 
Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 

.Stubenring 1 
1010 Wien 

Ihre Zeichen Unsere ZeIchen 

- t;8fri;.it -G-~Z,ENTV\ -;C~-
-6' "9 Li! ZI ..... _ •...... _.. ... ' t:I. _. 

Datum: 24. APR.1990 

l ~rt~,llt.TI.:=~=· 2:
f D~~:=::=:-l 

Telefon (0222) 501 65 

• .' Durchwahl \ 

Datum 

ZI.20.049/3-1/90/1211-Drlv/MagWei-Ep-1056 2482 02.04.1990 

Belreff: 

Entwurf' eines Gesetzes, mit dem das 
Allgemeine Sozialversicherungsgesetz 
(49. Novelle zum ASVG), geändert wird; 
S tel 1 u n 9 nah m e 

Der österreichische Arbeiterkammertag nimmt zum Entwurf einer 49. 
Novelle zum ASVG wie folgt Stellung: 

. . 
I Der vorliegende Entwurf wurde bereits während 'der VorbeFeitungs-

arbeiten zur 48. Novelle angekündigt. Es ist. darin eine umfang­

reich~.Rechtsbereinigurig geplantfdie alle Vorhaben umfassen 

soll, .die im Rahmen der vorgenanntenschwerpunktnovelle nicht 

realisiert wurden. 

Mit Befremden stellt der österreichische Arbeiterkammertag fest, 
,daß die zur 48. Novelle vorgelegte·n sowie die in mehreren 
Stellungnahmen zu aktuellen Fragen, enthaltenen Novfülierungs-, 

vorschläge des österreichischen Arbeiterkammertages nur zum Teil 

berücksichtigt worden sind. 

relegramme: Arbkammer Wien Tel",x 1316\10 
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Ö 5 TE R R E 1 eH 15 eHE R AR BEI T E R KAM M E R TAG 2. 
Olatt 

Dazu zählt vor allem der § 239 ASVG, auf dessen rechtspolitisch 
bedenkliche Folgen wiederholt hingewiesen wurde; dennoch wird im 
vorliegenden Entwurf keine Abhilfe in Aussicht gestellt. 

Im Bereich der Unfallversicherung wird ~ereits seit dem Wirksam­
we~deri der Stammfassung des ASVG vergeblich der Versicherungs­

schutz für ~ltern, die ihre Kinder 'vor dem Arbeitsbeginn in einen 

Kindergarte~, Kinderhort oder zur Schule bringen und sie vQn dort 

wieder abholen, gefordert. Umso unverstä~d~iche;t:' ist es, daß dies,e 

Maßnahme bis heute nicht verwirklicht worden ist. D~r öster­

reichische Arbeiterkammertag besteht weiterhin auf ihre Realisie­

rung. 

Weiters möchte der österreichische Arbeiterkammertag auf seirie 
Stellungnahirne (1211-F v~ 1,5.12.1989) zU § 162 ASVG (Wochengeld­

berechnung) hinweisen, deren Schlußfolgerungen ebenfalls keine 

Aufnahme in den Entwurf gefunde~ haben. 

In einer anderen stellungnahme (1211-Drpö v. 2.2.1987) befaßte 

sich der österreichische Arbeit~rkammertag mit der Novellierung 

, des Art XX~ Abs 5 der 33. Novelle zum ASVG (Schließung von Berg­
baubetriebtn). Auch hier ist anzumerken, daß bisher keine gesetz­

lichen Maßn,ahmen ,ergriffen wurden. 

Schlie~lich soll im folgenden ein Problem releviert werden, das -
zusammen mit § 506 d ASVG - noch in der nächsten Novelle behandelt 

werden sollt~. 

Die in § 506 c ASVG enth'al tene verordnungsermächtigung hat zur 

Verordnung vorn 14.3.1970, BGBl.Nr. 113, geführt. Der § 3 der 
verordnun~ bestimmt, daß Leistungen, die auf grund von Beitrags­
grundlagen aus dem deutschen Währungsgebiet errechnet werden, im 

; , 

Verhältnis 1 DM = 5 öS umzurechnen sind. Dies führt dazu, daß 
Pensümis1ten, die ihren Wohnsitz nunmehr in "Innerösterreich" 

haben, ihre Schilling-Pension um ein Drittel gekürzt ausbezahlt 

erhalten. Der Kammer für Arbeiter 'und Angestellte für Oberöster­

reich, di$ einen konkreten Fall i~ Jahr 1985 vertreten Und die 
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Ö S TE R R Eie H I SC HER AR BEI T E R KAM M E R TAG 
. . \ . 

3. 
Blntt 

Angelegenheit auch vor die Volksanwaltschaft gebracht hat, wurde 
eine gesetzliche Neuregelung im ASVG zugesagt,die ein realis­

tisches Austauschverhältnis der beiden Währungen vorsieht. Ein 

entsprechender Entwurf wurde im Sommer 1988 zur Begutachtung 

versendet und auch vom österreichischen·Arbeiterkammertag.gutge-. 

heißen. seither ist es abet zu.keiner Realisierung dieses oder 
eines anderen Entwur~es gekommen. 

Es wird ersucht, diesen und die vorgenannten Änderungsvorschläge 
noch im Rahmen der 4~. ASVG-Novelle zu re~eln. 

Die neuerliche Anhebung der laufenden Pensionen (R~nten) ih den 
Schlußbestimmungen wird befürwortet; der künftige Anpassungsfaktor 
sollte sich stärker an die aktuelle Lohn- und Gehaltsentwicklung 

anlehnen, die Anpassungsformel für sämtliche Versicherungs- und 

Versorgungssysteme vereinheitlicht werden. 

'Der Einführung der Bemeßsungsgrundlage gemäß § 238 a ASVG wird 
zuQestimmt. Sie wird angesichts der für ältere Arbeitnehmer 
zunehmend ungünstiger werdenden Entwicklung am Arbeitsmarkt 

dringend benötigt. 

Im folgenden wird, Fach Artikeln des'Entwurfes· geordnet, zu den 

" für den österreichischen Arbeiterkammertag wesentlichen Punkten 

des Entwurfes Stellung genommen. Die ohne Gesetzesbezeichnung zi­

tierten Tatbestände sind solche des ASVG. 

Zu Artikel I Ziffer 1 (5 4 Abs 1 Z 11): 

Der österreichische Arbeiterkammertag begrüßt die Einführung det 
Vollversicherung nach de~ ASVG für alle Pflichtpraktikanten. Damit 

wird der seit vielen Jahren von Arbeiterkammern und Gewerkschaften 
erhobenen Forderung entsproch~n, auch die sogenannten echten (nach 

schulrechtlichen vorschriften) "im Betrieb ausgebildeten Ferial­

praktikanten, deren Tätigkeitsfeld sich kaum v~n jenem der als 

Dienstnehmer beschäftigten Ferialpraktikanten oder vollver-
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I , 
ÖSTE R RE ICHISCH ERIAR BE ITER KAM M E RTAG 

I , 
4. 

sicherter Leh~linge unterscheidet, in die Soz~alversicherung 
einzubeziehen. 

Zu Artikel I Ziffer 2 1it d (S 5 Abs 2 letzter satz): 

ainU 

Der Absicht des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, uno 

actu die Ger!ingfügigkei tsgrenze zu senken und "einzufrieren", um 
I' 

damit einenteitrag zur Bekämpfung der Schwarza'rbeit zu leisten, 
wird vom ös er'reichischen Arbeiterkammertag nicht u~terstützt. 
Diese Maßnah, e, ist dafür ungeeignet und hätte negative Auswir- , 
kungen auf Leistungen auS der Sozial- und Arbeitslosenversiche­
rung. 

Da die Geringfügigk~itsgrenze sowohl bei vorzeitigen Alterspensi~ 
onen als auch bei Leistungen aus .der Arbeitslosenversicherung als 
der für den zulässigen Zuverdienst maßgebende Grenzbetr~g gilt, 
wird ihre kurzfristige Veränderung verstärkt den Wegfall von 

Leistungen nach sich ziehen und zur Verringerung der Gesamtein-
'. . 

kommen der Leistungsbezieher führen. Insgesa~t wird infolge von 

Abgabenvermeidungsstrategien mit einer Zunahme, illegaler Beschäf­
tigungen und mit dem verstärkten Zugang zu Pensionen (wegen 
geminderter~: Arbeitsfähigkeit) mit günstigen Ruhensbestimmungen zu 
rechnen sei . , ' . 

, , . 

Zudem kÖllntß eine herabgesetzte Geringfügigkeitsgrenze die Bemes­

sungsgrundlagen in der Pensionsversicherung entscheidend. ver­

schlechternund, nicht zuletzt durch Spekulationsmöglichkeiten, 
das Beitrags-Leistungsverhältnis beträchtlich stören. 

, . 

Es ist keineswegs gewährleistet, daß mit der Herabsetzung der 
Geringfügi~keitsgtenzeschattenwirt~chaftliche Aktivitäten einge-

, i ' 

dämmt werden können. Die Dienstgeber werden' im Gegenteil noch 
wenigerbeteitsein, Anmeldungen für die sozialversicherung vor­
zunehmen, $nd bestrebt sein, bei weiterzahlung der bisherigen 
Nettoentge~te die Beitragsgrundlagen an den veränderten Betrag der 

GeribgfÜgi~keitSgrenze anzupassen.' Daran würde auch d~e ~koppe­
lung des L istungsrechts von. der Geringfügigkeitsgrenze nichts 

. , 
I • 
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Ö S TE R R Eie HIS C H a::: RAR BEI T E R, KAM ME R TAG 5. 
Blatt 

ändern. -

Die Maßnahme wird in den Erläuterungen ,ausschließlich arbeits­
marktpolitisch motiviert. Da es sich um ein 'ausgesprochen kom­
plexes Problem handelt, hätten auch andere Aspekte', wie etwa die 

mit der Maßnahme verbunde"ne Ei'nbeziehung bisher unversicherter 
Personen in die Vollversicherung, erwähnt und evaluiert 'werden 

müssen,um so ein der vielschichtigen' Problematik gerecht werdende 

Gesamteinschätz~rlg zu erhalten, was aber im Entwurf unterlassen , ' 

,wurde., 

Zu Artikel I Ziffer' 7 (S 18 a Abs 1): 

Es wird. grundsätzlich jede Verbesserung der materiellen, Situation 
von Personen, die sich der Pflege eines behinderten Kindes widmen, 
begrüßt. Die vorgeschlagene Maßnahme der Erhöhung der Altersgrenze 

von 27 auf 30 Jahre wird insofern a~s zu restriktiva~gesehen, als 
unverständlich ist, warum gerade nach Vollendung einer bestimmten 

Altersg~enze kein weiterer Bedarf nach einer 'begünstigten Selbst­

versicherung bestehen soll. 

Nach Meinung des österreichischen Arbeiterkammertages sollte - wie 

schon in den Erläuterungen angedeutet - die Altersgrenze ge­

strichen werden. Damit käme man der ursprünglich durch § 18 a 

beabsichtigten Mindestsicherung von Personen, die 'ihre schwer­

behinderten Kinder betreuen, einen großen Schritt näher. 

Im Rah.'men einer umfassenden Reform des Pensionsversitherungs-:, 
systems wird neben der höheren Leistungswirksamkeit der Kinder­

betreuung auch die ~ewertung der Pflege naher Angehöriger disku~ 

'tiert werden. Bereits in der Stellungnahme zur 42. Novelle wurde 

die Festsetzung von festen Beitragsgrundlagen für Zeiteri der 

pflege negativ beurteilt; diese würden si~h nur dann in gleicher, 

W~ise a~f die Leistungshöhe de~ betr6ffenen Versicherten auswir-

ken, wenn keina zusätzlichen Beitragsmonate erworben-werden bzw 
ausschli~ßlich Pflegezeiten im Bemessungszeitraum liegen. Pfle­

gepersonen, die aus materielleQ-Gründen gezwungen sind l eine 
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ÖSTE R RE ICHISCH E AR B.E ITE,R KAM M ERTAG 6. 
Blatt 

Beschäftigung aufzunehmen und dabei ein Entgelt erzielen, welches 

unter der Beitragsgrundlage der Selbstversicherung liegt, würden 
benachteiligt sein. 

'Es wird daher vorgeschlagen, alle Pflegezeiten in der Pensions­

versicherunCf mit fest~n monatlichen Beträgen zu bewerten. Als 

Richtwert f'r den Steigerungsbetrag könnte die 'durchschnittliche 

Beitragsgru dlage aller weiblichen Versicherten herangezogen 
werden, 

Zu Artikel X Ziffer 11 lit a und b (S 33 Abs 1 und 3): 

Der österreichische Arbeiterkammertag unterstützt das Novel­

lierungsziel, daß alle Dienstgebern die bei ihnen Beschäftigten, 

sofort mit tlem Tag des Beginnes der Beschäftigung beim Träger der 

.Krankenversicherung anzumelden haben. 

N~,Cht ge~olligt wird. jedoch der AUf:,assung des Bundesministeriums 
fur Arbe~tund Soz~ales, daß hiefur unbedingt das Instrument der 

vorläufigen Meldung benötigt wird.' 

Nach, Ansicit des österreichischen Arbeiterkammertages genügt es, 
wenn der D'enstgeber verpflichtet wird, seiner "normalen" Melde­

pflicht sc o~ am Tag der Aufnahme der Be~chäftigung nachzukommen, 

und wenn die Meldung an diesem Tag' unverzüglich - und von der Post 

bestätigt - abgeschickt wird. Im Ergebnis würde sich die bisher 

d~eitägige Meldefrist auf einige Stunden am Tag de~ Beginnes der 

Pflichtver~icherung verkürzen. 

Angesichts; dieser Verschärfung der Meldefrist erhebt sich die' 

Frage, ob ;die Neuregelung die Dienstgeber nicht überfordere, Die 

Frage ist zu verneinen, wenn man davon .ausgeht, daß jedem Unter­

~ehmer eiq gewisses Maß an Personalplanung zumutbar ist. Derinoch 

wird aner~annt, daß es in Betrieben mit großer Fluktuation, 

zentralen Person~lbüros odersteuerberater~, die die Anmeldung 

durchführ n, zu Schwierigkeiten kommen wir~, die aber im Rahmen 

von Umstr kturierungen behebbar erscheinen. 

33/SN-293/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)6 von 16

www.parlament.gv.at



ÖSTE R R E ICHISCH E R AR B E ITE R KAM ME RTAG 7. 
Blatt 

. I 

In diesem Zusammenhang soll die Einführung einer "vorsorglichen", 
zeitlich vor dem Beginn der Pflichtversicherung liegenden Meldung 
zur Diskussion gestellt werden. Immerhin bestimmt auch § 33 Ahs 3 
(in der Entwurfsfassung), daß "die Dienstgeberjeden von ihnen 

Beschäftigten mit dem.Tag des Beginnes der Beschä.ftigung ... 

anzumelden (haben)". Das bedeutet, daß auch sc::hon vor Beginn der 

Pflichtversicherung erstattete Meldungen als zulässig betrachtet 
werden könnten. Dieser Interpretationsweg ist jedoch versch~ossen, 

wenn der vom desetzgeber gewünschte zeitpunkt der Erfüllung der 
, 

Meldepflicht mit dem Passus "an dem Tag des Beginnes "deut-

licher zum Ausdruck gebracht wird. 

Der österreichische Arbeiterkammertag hält es für sinnvoll, daß 
der Krankenversicherungsträger jede-Sozialversicherungsanmeldung 
von Ausländern dem Arbeitsamt zur Kenntnis zu bringen hat, um 

damit eine wi~ksame Bekämpfung der illegalen Beschäfti~ung auch 

durch die Arbeitsmarktverwaltung zu ermöglichen. Allerdings ist es 

aus Gleichbehandlungsgründen geboten, Ausländer mit einem Befrei­

ungsschein von dieser Maßnahme nicht zu erfassen~ 

Der § 33 Ahs 3 enthält auch eine Verpflichtung des Dienstgebers, 
geringfügig beschäftigte Personen vorläufig bei den Krankenver-

! 

sicherungsträgern anzumelden; die definitive Meldung soll - wie 

bisher - bei den Unfallversicherungsträgern·erfolgen. 
Zweckmäßiger wäre es, au~h bei geringfügigen Beschäftigungen eine 

Meldepflicht bei den Kassen einzuführen, weil nur diese über den 

Kontrollapparat zur Prüfung der Richtigkeit von Meldungen verfü-, . 

gen; durch sofortige Datenübertragungen von den Unfallversiche­

rungsträgern 'zu den Kassen könnten ebenfalls wirksame Kontrollen 

in Gang gesetzt werden. 

Die verschärfte Meldepflicht der 49. Novelle wäre eine der mög­
lichen M~ßnahmen im Kampf gegen die Schwarzarbeit. Durch eine 

verstärkt~ Kontrolltätigkeit der Kassen in Betrieben oder Bran-. 

ehen, die bekannt dafür sind, Schwarzarbeiter zu beschäftigen, 

sowie durch ein effektives Sanktionssystem könnte die Sozialver­

sicherungnoch weiter dazu beitragen. 
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ÖSTERRE\CHISCHE ARBEITERKAMMERTAG 8. 
Hiat! 

Zu Artikel ~ Ziffer 12 (5 40 erster Fall): 

J?er' vorliegende 'Entwurf reg,el t die verpflich~ung ~es Zahlungs­

empfängers Zur Meldung einer Erwerbstätigkeit während der Dauer· 

eines Geldleistungsbezuges aus der Krankenversicherung. Der 
Novellierungsvorschlag stellt einen A~sgleich far die zuletzt aus, , . 

meh~erep Gründen g~scheiterte Reform des § 107 dar. Bei ~erl~tzung 

der Melde~fiicht wir~ nunmehr eiri Rückforderungstatbestand ge~äß 
§ 107 'erfüllt, sodaß die Versicherungsträger zu Unrecht erbrachte 
Geldleistun en zurückfordern können. ' 

. ..... . - . 

Dieser Maßnahme wird giundsätzlich zugestimmt, wenngleich es not­

wendig erscheint, die Versicherungsträger zumindest in den Erläu-
,-' . 

te rungen z.u einem schonenden Gebrauch des 'Rückforderungsrechts 

aufzufordern. Damit ist gemeint, daß nicht generell jedeErwerbs~ 

tätigkeit eo ipso zur Beendigung des Krankenstandes und zur Rück­

forderun~ e~pfangener Geldleistung~n führen darf, sondern aus­

drücklich n~r eine solche,die mit dem Zweck d~r Geldleistung 

.unvereinba~ ist. 
, 

, Zu Artikel 'I Ziffer 19: 

i 
. . 

Die in § 8 Abs 2 vorgesehenen Zuschußregelung wird befürwortet, 

weil sie d,e Sozial"versicherungstr~ger verwaltungsmäßig erheblich 

entl,astet. . 

Zu Artikel I Ziffer 21 und 22 (55 98 Abs 1 Z 2·und 98 aAbs 1, 2 

und 4): 

i 
Mit dem votlie~enden Änderungsvor~chlag soll erreicht werden, daß 
der.versiC~erUngsträger als.Drittschul~ner eirien Teil der gepfän­
deten F6rdßrung zur Abgeltung seines Bearbeitungsaufwandes einbe-

, halten kat,. 

Da mit' de~[ vorgeschlagenen Änderung nur eine legistische Absiche­

,rung und ',rarstenung einer zum Teil bereits bestehenden Praxis 

I 
I 
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ÖSTE R REICH ISCH E R AR B E ITE R KAM M E RTAG 9. 
. Blat! 

erfolgt, bestehen seitens des österreichisch~n Arb~iterkammertages 
keine, Einwände. 

Zu Artikel :r Ziffer 23 und Artikel V Ziffel;" 15 ,lit b und Ziffer 17 

(55 102, 470 Abs 2 Z 1 und 522 Abs 3 Z 1 lit b): 

Der § 102Abs 1'regelt den Verfall von Ansprüchen auf Lei~tungen 
aus der Krankenversicherung. 

In der Praxis haben sich zuletzt Schwierigkeiten bei der Vollzie­
hung der Bestimmung ergebenifias Oberlandesgericht Wien hat in 

einer Entscheidung (35 R 255/84) erkannt, daß die Veifallsfrist 
nicht vor einer Antragsteilung zu laufen beginnen könnei da gemäß 

§ ,102 Abs 1 letzter Satz ASVG der Zeitraum zwischen dem Entstehen 

des Anspruchs und dem Zeitpunkt, in dem die Leistung gemäß § 104 

ASVG auszuzahlen ist, außer Betracht zu bleiben habe"könnte~ 
• J' , 

einmalige Geldleistungen nicht verfallen. ' 

Der österreichische Arbeiterkammertag l~hnt die im Entwurf vorge­
schlagene, gegen die Re~htsprechung gerichtete Änderung des § 102 

'Abs 1 mit der Begründung ab, daß 'der allen Verfallsbestimmungen 
zugrundeliegende Gedanke der Vermeidung von späteren Beweis­
problemen hier gerade nicht zum, Tragen kommt, weil der Versiche­

rungsfall den Versicherung$trägern ohnehin bekannt ist. Die 

Normierung des Leistungsverfalls ist daher entbehrlich. 

Um negative FOlgen für den versichetten hint~nzuhalten, die ent­

stehen, wenn der Vertragspartner (Wahlarzt) des Versicherten 
seinen Anspruch erst unmittelbar vor Ende der Verjährungsfrist 

geltend macht oder wenn zwischen den vertragspartner eine,längere 
Zahl.ungsfrist und <:tarn i t spätere Fälligkeit vereinbart wurde, wird 

in § 102 Abs 2 ASVG folgende Formulierung vorgeschlagen: 

liDer. Anspruch auf Kostenerstattung oder auf einen Kostenzuschuß 
,ist vom Anspruchsberechtigten bei sonstigem Verlust binnen drei 
.• 1 ~ \ 

Jahren nach Inanspruchnahme der Leistung geltend zu machen. Der 

Anspruch verfällt jedoch frUhestens 2 Jahre nach Fälligkeit". 
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ÖSTERREICHISCHE ARBEITERKAMMERTAG 10. 
Blntt 

ZU.Artikel 1V Ziffer ,3 (§ 238' a): 

Mi t der im ~ntwu,rf vorgesehenen neuen Bemessungsgrundlage (§ 238a 

ASVG) sollen Arbeitnehmer, die in den letzten Jahren vor der 

Pensionieru~g ihren Arbeitsplatz verloren haben und nur mehr eine 
geringer en~lohnte Erwerbstätigkeit,angeboten erhalten, vor 

pensionskÜr~Ungen bewahrt werden. Gleichermaßen schutzwürdig sind 

-.den Erläu~erungen zufolge - auch ältere Arbeitnehmer, denen ohne 
Dienstgeber eChse~schlechte Lohn- bzwGehaltsbedingungen aufge-
zwungen wer en. . . . , 

Der österreichische Arbeiterkammertag spricht sich für die vorge­
sChlagene Maßnahme aus. 

Ihm ist jedoch die Gefahr bewußt, daß Arbeitnehmer, deren Bemes­

sungsgrundlage durch § 238 a geschUtzt wird, unte~ dem Druck des 

Dienstgebers leichter einer Änderungskündigung zustimmen oder 
sogar eine iden tatsächlichen Arbeitsverdienst unterschreitende 

I 
I . 

Meldung zur Sozialversicherung akzeptieren werden, wodurch der 

gesamten Versicherungsgemeinschaft durch ein geringeres Beitrags-

. aufkommen Schaden zugefügt werden würde.' 

Weiters ist zu befürchten, daß die Neuregelung zur Folge haben 
könnte, da. ältere Arbeitnehmer in eine "Lohndrückerfunktion" 

gedrängt w, rden .. 

zudem eröffnet der Entwurf vornehmlich für die Angehörigen der 

Unternehm~r Spielräume' zu eiher beitr~gsgünstigen Gestaltung de~ 
I 

Bem~SSUngS~rundlage. 
I 

Obwohl diJse Einwände bereChtigt sind, rechtfertig'en nach Ansicht 

des öster~eichischen Arbeiterkammertages die für ältere Arbeit­

nehmer zu~ehmend ungünstiger werdenden Verhältriisse am Arbeits~ 

markt dielEinflihrun~ des § 23i a.Die neue Bemessurigsgrundlage 

wird jedo h nur als eine temporäre' Maßnahme verstanden, die nur 

bis zur R alisierung eines neuen Bemessungssystems in Geltung 

bleiben s 11. Allfällige von ihr ausgehenden Präjudizwirkungen auf 
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ÖSTERREICHISCHER. ARBEITERKAMMERTAG 11. 
ßlat1 

das neue System könnten durch eine ,Änderung des Bemessungszeit­

raumes in § 238 a neutralisiert werden, indem - anstatt auf den 

Stichtag gemäß § 238 abzustellen - der gesamte Zeitraum von 1972 

(dem Jahr, von dem an beim Hauptverband sämtliche Daten gespei­

chert sind) bis zum Bemessungszeitpunkt als Bemessungszeit heran­
gezogen wird. 

Als Alternative wäre denkbar, § 239 nach dem Vorbild des geplanten 
§ 238 a zu modifizieren. 

Zu den wichtigsten sozialpolitischen Aufgaben ,der Zukunft gehört 

die Neuordnung des Pensionsbemessungssystems, das im R~hmen der 

bevorstehe~den Pensionsreform nach den Kriterien übersichtlich­

keit, Verteilungsgerechti9keit und der Vermeidung von Speku­

lationen einer überprüfung unterzogen werden sollte. Darüber 

hinaus werden präventive (Kündigungsschutz, Arbeitsstiftung) und 

reaktive (Ausbildungsangebote etc) Maßnahmen für ältere Arbeit­

nehmer für notwendig befunden. 

Bezugnehmend auf den vorliegenden Entwurfstext wendet sich der 
österreichische Arbeiterkammertag zunächst gegen die in den 
Erläuterungen (s. seite' 16, 2. Absatz) enthaltene Unterstellung, 

daß Arbeitnehmer im Hinblick auf die Gestaltung der Pensions-

bemessungsgrundlage grundsätzlich keine geringer ~ntlohnte Be­

schäftigung annehmen wollten. Es wird nicht bestritten, daß dies 

aufgrund des derzeitigen Bemessungssystem$ in der Pensionsver­

'sicherung vorkommt, viel häufiger ist jedoch, daß Arbeitnehmer ab 

einer bestimmten Altersgrenze auch bei Inkaufnahme einer gerin­

geren Entlohnung als zuletzt keine Chance haben, eine Arbeit zu 

b~kommen, weil die Unternehmer die Personal auswahl nach Kosten­

und Gesundheitskriterien vornehmen. Eine Vielzahl dieser von der 

Wirtschaft nicht mehr benötigten Personen sieht als ~inzigen 

Ausweg aus dieser deprimierenden Situation den Antrag ~uf eine 

Invaliditäts- oder Berufsunfähigkeitspension. 
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ÖSTERREICHISCHE ARBEITERKAMMERTAG 12. Blatt 

I 
Wenn dann d~eser Antrag und auch die dagegen erhobene Klage abge-
wiesen wird, stehen diese zumeist un~ualifizierten Personen oft 
ohne soziale Absicherung da. 

Für dieses ~~oblem, das zumindest ebenso brennend ist wie die 
verminderunl der Bemessungsgrundlage durch Aufnahme einer geringer 
entlohnten eschäftigung im pensionsbemessungszeitraum, bietet der 

vorliegende Entwurf keine Lösung an, obwohl es dem Bundesministe-
,rium für Ar eit und Soziales sehr wohl bekannt ist. 

Betrachtet man den Entwurfstext, so ist für die Anwendung des 

§ 238 ader Grund des' Ausscheidens aus dem Dienstverhältnis 
, 

unbeachtlicJ;l. Entscheidenp. ist, daß Di·enstnehmer erstmalig nach 

Vollendung fies 50. (45.) Lebensjahres aus dem Dienstverhältnis 

ausg~schied!en sind und eine Beschäftigung mit einer geringeren 
Entlohnung ~ufgenommen haben., 

, . 

In den ErlJuterUngen ist'zunächst klarzustellen, daß mit dem Wort 
"erstmalig'~ nicht gemeint ist, p.aß es sich schlechthin um das 

erstmalige ,Ausscheiden aus einem Dienstverhäl tn'is überhaupt 

handeln muß, sondern daß hier wo~l das 

einem Dien.jtverhältniS nach Erreichung 
grenze ang

1
S prOChen ist. 

erstmalige Ausscheid.n aus 

der angeführten Alters-

Obgleich in den Erläuterungen (s. seite 27, erster Absatz) er­
wähnt, fehlen im Text Anhal tspunkt~ dafür I daß Dienstnehmer I die. 

nach einer unfreiwilligen Vertrags änderung geringer entlohnt 

werden, auch ohne Dienstgeberwechsel (ohne Ausscheiden aus einem 

Dienstverh~ltniS) in den Genuß der heuen Schutzbest::i.mmungkommen 
können. so~l aber - wie vom Gesetzgeber offensichtlich beab­
sichtigt - auch dieser Personenkreis (~urch die Nenn~ng des Wortes 

"Vertrags"nderung" in.§ 238 a Abs 1) begünstigt werden, so läuft 

die Neuregeiung - weil von den Versicherungsträgern später kaum 

nachgeprü t werden kann, von w~m dievertragsänder~ng wirklich 

ausging-a f den bloß~n Vergleich von Beitragsgrundlagensummen 
bei fällt auf, daß B~itragsgrundlageri von nach,dem AUs-

schejden dem pienstverhältnis selbständig gewördenen 

r 

iI 
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• 
OSTER REICH ISCH E R AR B E ITE R KAM M ERTAG 13. 

Blatt 

Erwerbstätigen in die Bemessungsgrundlagen gemäß § 238 ode-r § 239 

einfließen und im Entwurf keine Vorkehrungen getroffen worden 

sind, auch in diesen Fällen die Bemessungsgrundlage zu schützen. 

Der § 238 a Abs 2 ASVG ,in der vorliegend~n Entwurfsfassung ist nur 
vollziehbar, wenn der Wiedereintritt in das Berufsleben sofort 

nach dem Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis erfolgt. Andernfalls 

wäre festzulegen, daß die nächsten 12 Beitragsmonate der Pflicht­

versicherung nach dem Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis bzw 
nach der Vertrags änderung füt den Vergleich herangezogen werden. 

Zu Artikel IV Ziffer 1 lit.d, Artikel V Ziffer 13 (§§ 227 Ahs 1, 

447 9 Ahs 3): 

Gemäß § 16 Abs 1 AlVG ruht das Arbeitslose'ngeld während des Zeit­
raumes, für den eine Urlaubsentschädigung- oder abfindung gewährt 
wird'. nie Verlänger.ung der schutzfrist gemäß § 122' Abs 2Z 2 lit b 
sotgt vor für den Fall; daß ein Versicherungsfall aus der 

. , 

Krankenversicherung während dieses Zeitraumes eintritt. In der 

Pensionsversicherung indes entstehen durch das Ruhen des Arbeits­

. losengeldes Versicherungslücken, die nach dem Entwurf durch die 

Anrechnung des Ruhenszeitraumes als Ersatzzeit in' der Pensions­

versicherung geschlossen werden ~ollen. 

Die Neuregelung wird jedoch nur dann ihre volle Wirkung entfalten, 

wenn die Pensionsversicherungsträger vom RUhendes Arbeitslosen­

geldes ~enntnis erhalten. Dieses Vollzugsproblem wird stets dann 
virulent, wenn das Arbeitsloseng~ld erst nach dem Zeitraum, in dem 
die Urlaubsentschädigung- oder abfindung gewährt wird, beantragt 

wird. Da in diesen Fällen das Ruhen des Arbeitslosengeldes von den 

Arbeitsämtern nicht bescheidmäßig festgestellt wird, fehlt dem 

Versicherten im Pensionsfeststellungsverfahren der entsprechende 

Nachweis. 
Zur Vermeidung von Komplikatio'nen bei der Leistungsfeststellung 

regt der österreichische Arbeiterkammertag an, die für die An­

rechhung der Zeit des Ruhens von Arbeitslosengeld während der 
Gewährung einer Urlaubs entschädigung- oder abfindung als 
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ÖSTERREICHISCHE ARBEITERKAMMERTAG 14. 

Ersatzzeit benatig~en Daten von den Arbeitsämtern amtswegig 

erheben zu lassen und sie von dort den Pensionsversicher~ng.­

trägern zu ~bermitteln. 

Blatt 

Der im Entwtlrf enthaltene Verweis auf § 16 Abs 1 A1VG schließt 
neben dem R'hen des Arbeitslosengeldes wegen Gewährung einer 

Url~ubsents hädigung- oder abfindung noch eine Reihe weiterer 

Tatbestände mit ein, deren Berücks~ch~igung als Ersatzzeit in der 

Pensionsver icherung nicht vorgesehen ist; deshalb is~ es erf6r7' 

derlieh, Verweis auf § 16 Abs 1 litl A1VG einzuschränken. 

Nach Ansicht des Osterreichisch~n Arbeiterkammertages haben sich 

.die ve~hältnisse, die vor einigen Jahren zur Normi~rung des 

Ruhenstatbe~tandes geführt haben, geändert .. Der § 16 Abs 1 lit 1 

A1VG wurde ~einerzeit eingeführt, um die·Au~gaben der Arbeits~ 

marktverwaltungzu verringern. Mittlerweile hat sich die finanzi­

elle Si tua~lion der Arbeitsmarktverwal tung so weit' entspannt, daß 

ein Wegfall des Ruhenstatbeitandes vertretbar ~rscheint. Damit 

wären mit inern schlag alle administrativen probleme der bishe­

rigen Regelungen beseitigt. 

Entgegen n Ausführungen in den Erläuterungen ist im Entwurf 

kei·nesfall 'vorgesehen, daß die Arbeitsmarktverwalt'l.mg den finan­

ziellen Me raufwand für die Ersatzzeitena~rechnung zu tragen hat; 

diese irre ührenden Aussagen (s. Seite 24, vorletz'ter Absatz) sind 

zu korrigieren. 

Zu ArtikeljV Ziffer 12: 

, 

Die nach V$~SiChertengruppen (Arbeiter und Angestellte, in Zukunft 
'.' I 

möglichst ~uchAktive und Pensionisten) getrennten Daten in den 

statistisc~en Nachweisungen der Krankenkassen sollten erhalten 

bleiben. I 

Bei einem gehen von dieser vorgangsweise würden differenzierte 

Analyse.n" die verschiedenen Leistungen und Aufwendungen für 

die einzellen Versichertengruppen nur mehr im Rahmen t~urer 

• 
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• 
ÖSTERREICHISCHER ARBEITERKAMMERTAG 15. Glatt 

Sondererhebungen .durch~eführt werden körtnen. Dazu kommt, daß die 

,bisher eihobenenDaten Rückschlüsse auf den GeSundheitszustand der 

Versicherten und ihrer Angehörigen erlauben und eine Beurteilung 

der Effizienz des Gesundheitswes·ens und konkreter Regelungen bz\,'l 
M~ßnahmen in der Krankenversicherung ermöglichen. 

Zu Artikel v Ziffer 18 lit a: 

In den Erläuterungen werden Rohparaffine und die davon ab'gepreßten 

Dunkelöle als Vertirsacher gewisser B~rufskrankheiten bezeichnet. 

Da die Dunkelöle im Entwutfstext nicht genannt sind,ist eine 
dahingehende Ergänzung notwendig. 

Im Zusammenhang mit der im Entw~rf statuierten Anerkennung be­
. stimmter Erkrankungen als Berufskrankheiten spricht sich der 

. , 

österreichische Arbeiterkam~ertag für die folgende Änderung aus: 
In der Anlage 1 ist,unter der Nr. 27 b eine Erkrankung als 
Berufskrankheit anzuerkennen, wenn es sich um eine bösartige N'eu­

bildung im Bereiche der Lunge und des Rippenfelles handelt und 

sie durch Asbeststaub hervorgerufen wurde. In die Liste der 

. Berufskrankh~iten nach der Reich~versicherungsordnung ist unter 

der Nr. 4105 auch eine Krebserkrankung im Bereiche des 'Bauch­

felles, die auf die Einwirku~g vop Asbest zurück~uführen ist, 
aufgehommen worden. Da die Einbeziehung schon dam~ls medi­
zinisch indiziert war, dürfte auch aus heutiger Sicht kein Grund - . 
bestehen, eine derartige Schädigung nicht als Berufskrankheit 

anzuerkennen. 

Zu Artikel VI Abs 6: 

Bezüglich der im GSVG geplanten Atihebung der sogenannten Anfän­

gerbe:i tragsgrundlagen , die nunmehr auch auf den Bereich des ASVG 

ausgeweitet wird,wird auf die stellungnahme zur 1~. Novelle zum 

GSVG v~rwiesen. 

per Präsident: Der Kammeramtsdirektor: 

~/.~ iV, 
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